[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Abschluss einer Lebensversicherung für einen Beistand und Mehrbezug einer Mandatsentschädigung
Sachverhalt

Ich bitte um Ihren Rat in folgender Angelegenheit:

Für Herrn M wurde 1993 eine Beistandschaft nach Art. 394 ZGB mit Einkommens- und Vermögensverwaltung errichtet und Herr H. zum Beistand ernannt. Die Herren M und H waren zeitlebens Nachbarn. Als der ledige M seinen Bauernhof nicht mehr führen konnte, nahm in Familie H bei sich in Pflege und kaufte den Betrieb von M zu günstigen Konditionen (vor Errichtung der Massnahme). Auf Juli 2009 musste der Beistand nun seines Amtes enthoben werden, da er wiederholt Krankheitskosten des mittlerweile im Heim lebenden M nicht geltend gemacht hat und auch nicht bereit dazu war. Nach Einsetzung einer neuen Beiständin hat der vorherige Beistand der neuen Beiständin direkt Unterlagen zukommen lassen. Darunter auch die Police einer Lebensversicherung, welche 2003 mit einer einmaligen Einlage von 25'000.-- gekauft wurde. Woher dieses Geld stammt ist für die VB nicht ersichtlich. Es gab keine entspr. Belastung auf dem Mündelvermögen. Als Begünstigte im Todesfall von M sind die Familienangehörigen von H (Kinder und Ehefrau, nicht aber er selbst) eingetragen. Es ist davon auszugehen, dass M in einem gewissen Abhängigkeitsverhältnis zu H stand. Wir sind nun unsicher, ob für den Abschluss der Lebensversicherung die Zustimmung der VB nach Art. 421 ZGB erforderlich gewesen wäre und der Vertrag mit dieser Begründung nichtig ist.

Des weiteren hat sich herausgestellt, das H kurz vor der Amtsübergabe an die neue Beiständin Fr.100.-- mehr Entschädigung für die Mandatsführung bezogen hat, als ihm die VB zugesprochen hat. Wie ist in diesen Angelegenheiten vorzugehen?

Erwägungen

1. Die Beistandschaft hat auf die Handlungsfähigkeit der verbeiständeten Person keine Einfluss (Art. 417 Abs. 1 ZGB). Wer unter Beistandschaft steht und urteilsfähig ist, ist deshalb auch voll handlungsfähig (Art. 13 ZGB). 

2. Wer handlungsfähig ist, kann durch seine Handlungen Rechte und Pflichten begründen (Art. 12 ZGB). Wenn H zur Zeit des Verkaufs seines Bauernhofes in seiner geistigen Gesundheit nicht beeinträchtigt war und dem Vertragswerk keine Willensmängel (z.B. Drohung, Täuschung, Art. 23 ff. OR) zugrunde lagen, war der Verkauf gültig. Weil der Verkauf eines landwirtschaftlichen Betriebs öffentlich zu beurkunden war, ist von der Rechtsgültigkeit des Rechtsgeschäfts auszugehen, solange nicht bewiesen ist, dass die Urkunde unrichtig war (Art. 9 ZGB).

3. Die Umstände des Vertragsabschlusses des Lebensversicherungsvertrages sind mit der Lebensversicherung näher abzuklären. Es ist nicht undenkbar und auch nicht zum Vorneherein als fragwürdig zu betrachten, wenn der Betreute den Betreuer mittels einer Versicherung absichern will. Wie das bei allen Anstellungsverhältnissen ab einem bestimmten Beschäftigungs- beziehungsweise Entlöhnungsrad vorgeschrieben ist, lässt es sich unter Umständen auch in Betreuungsverhältnissen wie dem vorliegenden rechtfertigen. Weil solche Geschäfte aber der Gefahr ausgesetzt sind, aus einem Abhängigkeitsverhältnis heraus und damit nicht auf der Grundlage freier und  übereinstimmender Willensentscheidung entstanden zu sein, verlangt das Gesetz bei Verträgen zwischen Vormund und Mündel die Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Art. 422 Ziff. 7 ZGB). In der Lehre wird die Auffassung vertreten, das gelte auch für Verträge zwischen Verbeiständetem und Beistand (BSK ZGB I-Geiser N. 33 zu Art. 421/422). Fehlt die erforderliche Zustimmung der vormundschaftlichen Organe, ist der Versicherungsvertrag nur für die Versicherungsgesellschaft verbindlich, nicht aber - sofern er nicht selbst gehandelt hat -für den Verbeiständeten (Art. 424 ZGB). Eine Zustimmung wäre nur dann zu geben, wenn es sich nicht um ein verbotenes Geschäft (Art. 408 ZGB) handelt, sondern einer Gegenleistung (z.B. für erbrachte Betreuungsdienste) entspricht.

Hier muss und kann zudem nachgeforscht werden, woher die (Raten-?)zahlungen kamen. Kann der Beistand es nicht belegen, so doch die Versicherungsgesellschaft.

4. Die Mandatsentschädigung des Beistandes wird durch die Vormundschaftsbehörde bestimmt (Art. 417 Abs. 2 ZGB). Mit dem Entscheid der Vormundschaftsbehörde über die Höhe der Entschädigung erhält der Beistand einen Legitimationstitel, um sich aus dem Mündelvermögen eine entsprechende Zahlung zuzuweisen. Weist er sich mehr oder anderes zu, handelt er ungetreu und pflicthwidrig und hat für den Schaden aufzukommen (Art. 426 ZGB). Unter Umständen macht er sich auch strafbar (Veruntreuung gemäss Art. 138 StGB und ungetreue Geschäftsbesorgung Art. 158 StGB).


5. Fazit:

a. Wir sind nun unsicher, ob für den Abschluss der Lebensversicherung die Zustimmung der VB nach Art. 421 ZGB erforderlich gewesen wäre und der Vertrag mit dieser Begründung nichtig ist.
Der urteilsfähige Verbeiständete ist in seiner Handlungsfähigkeit nicht eingeschränkt und kann deshalb – ohne dass ihn jemand darin zu hindern vermöchte – zugunsten des Beistandes eine Lebensversicherung abschliessen. An die Urteilsfähigkeit sind in solchen Geschäften aber hohe Anforderungen zu stellen, um den Anschein der Ausnutzung eines Abhängigkeitsverhältnisses zu vermeiden. Die neue Beiständin ist deshalb gut beraten, sich den seinerzeitigen Abschluss des Lebensversicherungsvertrages dokumentieren zu lassen. Bestehen Zweifel, dass der Verbeiständete aus eigener Initiative und freiem Willen den Vertrag abgeschlossen hat, ist gegenüber der Versicherungsgesellschaft unter Hinweis auf die herrschende Lehre und Rechtsprechung (Deschenaux/Steinauer, Personnes physiques et tutelle, Rz 1007, 1132; BSK ZGB I-Geiser N 33 zu Art. 421/422; BGE 59 II 111) die Auffassung zu vertreten, der Vertrag sei gemäss Art. 424 ZGB nicht gültig zustande gekommen, solange die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde nicht ihre Zustimmung erteilt habe. Und diese ist nur zu erteilen, wenn es sich nicht um ein verbotenes Geschäft (Schenkung) im Sinne von Art. 408 ZGB handelt.

b. Des weiteren hat sich herausgestellt, das H kurz vor der Amtsübergabe an die neue Beiständin Fr.100.-- mehr Entschädigung für die Mandatsführung bezogen hat, als ihm die VB zugesprochen hat. Wie ist in diesen Angelegenheiten vorzugehen?
Der Betrag ist zurückzufordern unter Hinweis auf Art. 417 und 426 ZGB, und der ehemalige Beistand ist darüber aufzuklären, dass er sich je nach Umständen auch der Gefahr einer strafrechtlichen Sanktion (Veruntreuung gemäss Art. 138 StGB und ungetreue Geschäftsbesorgung Art. 158 StGB)  aussetzen kann (was auch bei der Weigerung, die nötigen Krankheitskostenabrechnungen zu erstellen, nicht auszuschliessen ist, vgl. Art. 158 StGB).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 12. April 2010
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